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Einleitung 

Einleitung 
Der europäische Binnenmarkt zählt zu den größten Binnenmärkten der Welt1 
und eröffnet Verbrauchern und Unternehmern vielfältige, vorher in dieser 
Form nicht dagewesene Möglichkeiten zum grenzüberschreitenden Geschäfts-
abschluss. So ist es Verbrauchern, die im Grenzgebiet ansässig sind, möglich, 
ohne große Probleme im angrenzenden Mitgliedstaat einzukaufen und dort für 
sie günstigere Angebote auszunutzen. Gleichzeitig können Unternehmer über 
die Grenzen ihres Heimatstaats hinaus werben und sich dadurch einen größeren 
Absatzmarkt erschließen. In bestimmten Gebieten sind auf diese Weise schon 
Verkaufsstellen entstanden, deren Hauptkundschaft aus dem angrenzenden 
Mitgliedstaat kommt und durch Werbung in Form von Plakaten oder Ange-
botsheften im anderen Mitgliedstaat in der Landessprache angeworben wird. 
Beispielhaft sind hier etwa Duty-free-Verkaufsstellen im tschechischen Grenz-
gebiet zu erwähnen, die sich auf deutsche Kunden und Urlauber spezialisiert 
haben und auch entsprechend in Deutschland werben. Der grenzüberschrei-
tende Handel ist aber nicht nur auf das unmittelbare Grenzgebiet beschränkt. 
Vor allem über den Onlinehandel2 ist es für einen Verbraucher möglich, Preise 
nahezu europaweit zu vergleichen und die begehrten Waren direkt zu bestellen 
und sich liefern zu lassen.3 Unternehmer nutzen diese Möglichkeit, ihre Ge-
schäftsaktivitäten auszudehnen, und unterhalten zum Teil komplette Internet-
seiten in anderen Sprachen. Neben Großunternehmen wie Amazon wird dies 
z.B. beim Autohandel deutlich. Ein Autoverkäufer kann über die Webseite mo-
bile.de seine Angebote auch in anderen Mitgliedstaaten für Verbraucher zu-

 
1 Vgl. Eurostat: Europäische Union & Euro-Zone: Bruttoinlandsprodukt (BIP) in jewei-

ligen Preisen von 2009 bis 2019 (in Billionen Euro), <https://de.statista.com/statistik/daten/ 
studie/222901/umfrage/bruttoinlandsprodukt-bip-in-der-europaeischen-union-eu/> (abgeru-
fen am 20.02.2020); IMF: Größte Volkswirtschaften: Länder mit dem größten BIP im Jahr 
2018 (in Milliarden US-Dollar), <https://de.statista.com/statistik/daten/studie/157841/ 
umfrage/ranking-der-20-laender-mit-dem-groessten-bruttoinlandsprodukt/> (abgerufen am 
20.02.2020). 

2 Vgl. z.B. European Commission: Special Eurobarometer 395 – European Small Claims 
Procedure Report, April 2013, <http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/archives 
/ebs/ebs_395_en.pdf> (abgerufen am 20.02.2020), S. 10 ff. 

3 Vgl. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
ein Verbraucherprogramm 2014–2020, KOM(2011) 707 endgültig, S. 2. 
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gänglich machen – wenn er nicht schon eine eigene Webseite in anderen Spra-
chen mit Anfahrtsskizzen usw. unterhält. Ein so immer weiter zusammenwach-
sender Binnenmarkt ist das erklärte Ziel der EU-Kommission.4 Nach Ansicht 
der Kommission soll vor allem der Verbraucher als wichtiger Teilnehmer des 
Binnenmarktes5 noch mehr dazu angeregt werden, grenzüberschreitende Ge-
schäfte abzuschließen.6 

Solange es bei der Vertragsabwicklung keinerlei Probleme gibt, verspricht 
der europäische Binnenmarkt für Verbraucher nur Vorteile. Problematisch 
wird es jedoch, wenn es zum Streit mit dem auf der anderen Vertragsseite ste-
henden Unternehmer kommt. Dann stellt sich die Frage, welches Recht auf den 
Vertrag anwendbar ist und vor welchem Gericht der Verbraucher klagen kann. 
Aus Sicht des Verbrauchers sind dabei natürlich sein Heimatrecht und seine 
Heimatgerichte vorzugswürdig.7 Er beherrscht die Verfahrenssprache, kann 
sich (wahrscheinlich) unproblematischer mit den einschlägigen Vorschriften 
vertraut machen und muss sich für den Prozess nicht in ein anderes Land be-
geben bzw. muss nicht noch einen ausländischen Rechtsbeistand anheuern. In 
der Alternative ist die Prozessführung im Ausland mit anwendbarem ausländi-
schen Recht für den Verbraucher mit hohen Kosten verbunden – Kosten, die 
sich in Anbetracht des bei Verbrauchsgütern meist geringen Warenwertes für 
den Verbraucher nicht rechnen werden und den Verbraucher daher von der 
Geltendmachung seiner Rechte abhalten können. Dies kann im schlimmsten 
Fall zu einem Marktversagen führen.8  

In der Europäischen Union werden die Frage nach dem anwendbaren Recht 
und die Frage nach dem zuständigen Gericht für alle Mitgliedstaaten (außer 

 
4 Vorschlag Verbraucherprogramm 2014–2020, KOM(2011) 707 endgültig, S. 2, 6, so-

wie Art. 2 des darin enthaltenen Verordnungsvorschlags; siehe auch schon Mitteilung der 
Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss – Verbraucherpolitische Strategie der EU (2007–2013), KOM(2007) 99 
endgültig, S. 2 ff. 

5 Mittlerweile machen die Verbraucherausgaben immerhin 56% des Bruttoinlandspro-
duktes des europäischen Binnenmarktes aus, Vorschlag Verbraucherprogramm 2014–2020, 
KOM(2011) 707 endgültig, S. 2. 

6 Vgl. Mitteilung der Kommission – Europa 2020 Eine Strategie für intelligentes, nach-
haltiges und integratives Wachstum, KOM(2010) 2020 endgültig, S. 24; Vorschlag Verbrau-
cherprogramm 2014–2020, KOM(2011) 707 endgültig, S. 2 f.; Verbraucherpolitische Stra-
tegie (2007–2013), KOM(2007) 99 endgültig, S. 2. 

7 Vgl. Gallup Europe: Flash Eurobarometer 117 “Consumer Survey”, <http://ec.europa. 
eu/commfrontoffice/publicopinion/flash/fl117_en.pdf> (abgerufen am 20.02.2020), S. 37; 
Vogenauer/Weatherill, in: Vogenauer/Weatherill, The Harmonisation of European Contract 
Law, 114 f. 

8 Rühl, Statut und Effizienz, 559; Rühl, 44 Cornell Int’l L.J. 569, 573 f. (2011). Siehe 
dazu ausführlicher unten Kapitel I, C. 
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Dänemark für die Rom I-VO9) einheitlich durch die Rom I-VO10 und die Brüs-
sel Ia-VO11 geregelt. Dabei halten beide Verordnungen zum Schutz der Ver-
braucher Sonderregelungen bereit, die von den Grundregeln, die für alle Markt-
teilnehmer anwendbar sind, abweichen. So bestimmt Art. 6 Rom I-VO, dass 
bei Verbraucherfällen das Heimatrecht des Verbrauchers anzuwenden ist und 
dass eine Rechtswahlvereinbarung nicht dazu führen darf, dass dem Verbrau-
cher der Schutz der zwingenden Regeln seines Heimatrechts entzogen wird. 
Art. 18 Brüssel Ia-VO bestimmt, dass ein Verbraucher zumindest auch immer 
vor seinen Heimatgerichten klagen kann und verklagt werden muss. Art. 19 
Brüssel Ia-VO schließt Gerichtsstandsvereinbarungen aus, durch die einem 
Verbraucher sein Heimatforum entzogen wird.12 

Diese Schutzmechanismen gelten jedoch nicht bei jedem Verbraucherver-
trag, sondern sind an Voraussetzungen geknüpft, die in Art. 6 Abs. 1 Rom I-
VO und Art. 17 Abs. 1 Brüssel Ia-VO festgelegt sind. Zum einen muss es sich 
überhaupt um einen Verbrauchervertrag handeln. Dafür ausschlaggebend ist 
ein Vertragszweck, der nicht der beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit zu-
geordnet werden kann. Weiterhin erfassen die Vorschriften nur bestimmte Ver-
tragsarten, während andere ausgenommen sind (z.B. Beförderungsverträge).13 
Schließlich weisen beide Normen noch folgenden Passus auf:14 

„[…] wenn der andere Vertragspartner in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der 
Verbraucher seinen Wohnsitz hat, eine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit ausübt oder 
eine solche auf irgendeinem Wege auf diesen Mitgliedstaat oder auf mehrere Staaten, ein-
schließlich dieses Mitgliedstaats, ausrichtet und der Vertrag in den Bereich dieser Tätigkeit 
fällt.“15 

 
9  MüKo BGB-Martiny, Art. 1 Rom I-VO Rn. 82. 
10 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 

Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), ABl. 
EU 2008 L 177/1. Nachfolgend als „Rom I-VO“ bezeichnet. 

11 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. EU 2012 L 351/1. Nachfolgend als 
„Brüssel Ia-VO“ bezeichnet. 

12 Zur Ausgestaltung der Verbraucherschutzmechanismen in Art. 6 Rom I-VO und 
Art. 17 ff. Brüssel Ia-VO näher unten Kapitel I, A. 

13 Siehe z.B. die Liste mit Ausnahmen in Art. 6 Abs. 4 Rom I-VO. 
14 Diese Beschränkung gilt in der Brüssel Ia-VO nur, wenn es sich nicht um einen Teil-

zahlungskauf (Art. 17 Abs. 1 lit. a) Brüssel Ia-VO) oder um ein Kreditgeschäft zur Finan-
zierung eines Kaufs beweglicher Sachen (Art. 17 Abs. 1 lit. b) Brüssel Ia-VO) handelt. In 
diesen beiden Fällen gilt der Verbraucherschutz unbeschränkt, es kommt also nicht darauf 
an, dass der situative Anwendungsbereich erfüllt ist. 

15 Hierbei handelt es sich um den Wortlaut des Art. 17 Abs. 1 lit. c) Brüssel Ia-VO. Der 
Wortlaut des Art. 6 Abs. 1 Rom I-VO unterscheidet sich nur marginal. Siehe die Gegenüber-
stellung in Kapitel II, A. 
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Dabei handelt es sich um den sog. situativen Anwendungsbereich, da er den 
Schutz des Verbrauchers vom Vorliegen bestimmter situativer Merkmale bei 
Vertragsschluss abhängig macht.16 Die genaue Auslegung dieses situativen 
Anwendungsbereiches hat wiederholt den EuGH beschäftigt17 und ist in der 
Wissenschaft nach wie vor umstritten. Sie soll auch Gegenstand dieser Arbeit 
sein. 

Bei all der wissenschaftlichen Diskussion geht es hauptsächlich um die Be-
grenzung der Reichweite der Verbraucherschutznormen. Vor allem die Ent-
scheidung im Fall Emrek wurde als zu weitreichend angesehen,18 und es wurde 
bemängelt, dass der EuGH in seiner Rechtsprechungslinie vom situativen An-
wendungsbereich nur eine Hülle übriggelassen habe, die in nahezu allen Fällen 
zur Anwendbarkeit der Verbraucherschutznormen führe.19 Dadurch würden 
Unternehmer, die sich im Binnenmarkt bewegten, über Gebühr benachteiligt,20 
was schließlich auch darin resultieren könne, dass Unternehmer grenzüber-
schreitende Geschäfte scheuten, weil sie zu vielen Gerichtsstandorten und zu 
vielen unterschiedlichen Rechten ausgesetzt seien.21  

Seitens der Literatur werden deswegen verschiedene Möglichkeiten zur Be-
grenzung des Anwendungsbereiches diskutiert. Davon am prominentesten ist 
die Forderung, dass die Verbraucherschutznormen insgesamt nicht auf aktive 
Verbraucher, also solche, die von sich aus den Vertragsschluss im Ausland su-
chen, anwendbar sein dürften.22 In eine ähnliche Richtung geht die Forderung, 
dass die Ausrichtung der Geschäftsbemühungen auf den Verbraucherstaat 

 
16 Siehe zur Abgrenzung von den anderen Voraussetzungen ausführlich unten Kapitel II, 

A.III. 
17 Siehe etwa EuGH 07.12.2010, Verb. Rs. C-585/08 und C-144/09, Slg. 2010, I-12570, 

Pammer / Alpenhof; EuGH 06.09.2012, Rs. C-190/11, ECLI:EU:C:2012:2542, Mühlleitner; 
EuGH 17.10.2013, Rs. C-218/12, ECLI:EU:C:2013:2666, Emrek; EuGH 23.12.2015, Rs. C-
297/14, ECLI:EU:C:2015:2844, Hobohm. 

18 Siehe nur Wilke, EuZW 2015, 13, 16 f.; Piroutek/Reinhold, EuVR 2014, 41, 43 ff.; 
Rühl, in: Ferrari/Ragno, Cross-Border Litigation, 90 ff.; Rühl, IPRax 2014, 41, 42 ff.; Rühl, 
in: FS Coester-Waltjen, 704; Klöpfer/Wendelstein, JZ 2014, 297, 299 ff.; Stadler/Klöpfer, 
ZEuP 2015, 732, 745 f. 

19 Vgl. Kieninger, in: FS Magnus, 453 f.; Kieninger, in: von Hein/Rühl, Kohärenz, 315 f.; 
ähnlich weitreichend auch Rühl, in: Ferrari/Ragno, Cross-Border Litigation, 95 f. 

20 Vgl. zu den Interessen von Unternehmern im europäischen Binnenmarkt aus empiri-
scher Sicht Vogenauer/Weatherill, in: Vogenauer/Weatherill, The Harmonisation of Euro-
pean Contract Law, 115 ff. 

21 Vgl. Dickinson/Lein, Rn. 6.39; Ragno, in: Ferrari/Leible, Rome I Regulation, 145 ff. 
Zweifelnd aber Generalanwältin Trstenjak in Schlussanträge der Generalanwältin Trstenjak 
v. 18.05.2010, Verb. Rs. C-585/08 und C-144/09, Slg. 2010, I-12570 – Pammer / Alpenhof, 
Rn. 93 f. 

22 Vgl. Rauscher, EuZPR/EuIPR-Heiderhoff, Art. 6 Rom I-VO Rn. 5; Calliess-Calliess, 
Art. 6 Rome I Rn. 5; Rühl, in: Ferrari/Ragno, Cross-Border Litigation, 91 f.; Rühl, in: FS 
Coester-Waltjen, 705; Würdinger, in: FS Gottwald, 703; Rühl, GPR 2013, 122, 131. 
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durch den Unternehmer zumindest für den Vertragsabschluss durch den Ver-
braucher kausal gewesen sein müsse.23 

Durch die Geoblocking-VO24 wurde die Problematik um die begrenzende 
Auslegung des situativen Anwendungsbereiches weiter befeuert. Von der 
Kommission lange angekündigt,25 trat die Verordnung am 3. Dezember 2018 
in Kraft. Ziel der Verordnung ist, den Verbrauchern den Zugang zum Binnen-
markt weiter zu erleichtern und sie dazu anzuregen, grenzüberschreitend Ge-
schäfte abzuschließen.26 Dazu verbietet es die Verordnung Unternehmern in 
Art. 3, den Zugang zu ihren Webseiten aufgrund der Herkunft der Verbraucher 
zu beschränken.27 Weiterhin dürfen Verbraucher nicht gegen ihren Willen auf 
eine länderspezifische Webseite umgeleitet werden. Schließlich untersagt 
Art. 4 jegliche Diskriminierung der Verbraucher aufgrund der Herkunft.28 Nun 
ist fraglich, welche Auswirkungen diese Vorgaben auf den situativen Anwen-
dungsbereich und sein Ausrichtungskriterium haben. Die Verordnung selbst 
führt dazu in Art. 1 Abs. 6 aus, dass allein aus der Einhaltung dieser Vorgaben 
durch einen Unternehmer nicht geschlossen werden dürfe, dass dieser seine 
Geschäftsaktivitäten auf einen bestimmten Verbraucherstaat ausgerichtet habe. 

Die Auswirkung dieser Vorgabe für die Gerichte ist unklar. Aber auch für 
Unternehmer ergibt sich aus der Geoblocking-VO eine bedeutende Beschrän-
kung, können sie sich doch nicht mehr durch das Blocken bestimmter Mitglied-
staaten sicher vor Geschäftsabschlüssen mit von dort stammenden Verbrau-
chern schützen. Mit einer weiten Auslegung des situativen Anwendungsberei-
ches durch den EuGH ergibt sich dadurch erhebliches Belastungspotential, 
welches vor allem kleine und mittlere Unternehmen aus dem Binnenmarkt trei-
ben könnte. 

 
23 Vgl. Rühl, in: Ferrari/Ragno, Cross-Border Litigation, 89; Rühl, in: FS Coester-Walt-

jen, 703; Klöpfer/Wendelstein, JZ 2014, 297, 299; Stadler/Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 745 
(„absolut herrschend[e] Meinung im deutschen Schrifttum“). 

24 Verordnung (EU) 2018/302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Feb-
ruar 2018 über Maßnahmen gegen ungerechtfertigtes Geoblocking und andere Formen der 
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes der Nie-
derlassung des Kunden innerhalb des Binnenmarkts und zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 2006/2004 und (EU) 2017/2394 sowie der Richtlinie 2009/22/EG (Text von Be-
deutung für den EWR), ABl. EU 2018 L 60 I/1. Nachfolgend als „Geoblocking-VO“ be-
zeichnet. 

25 Vgl. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä-
ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Strategie für 
einen digitalen Binnenmarkt für Europa, KOM(2015) 192 endgültig, S. 7. 

26 Vgl. Strategie für einen digitalen Binnenmarkt, KOM(2015) 192 endgültig, S. 6 f.; 
Ehle/Kreß, CR 2018, 790, 791; Rafsendjani, ZVertriebsR 2018, 210, 201 f. 

27 Siehe dazu unten Kapitel II, B.II. 
28 Siehe dazu unten Kapitel II, B.III. 
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A. Problemstellung und Vorgehen 
A. Problemstellung und Vorgehen 

An dieser Stelle setzt die vorliegende Arbeit an. Ziel soll sein, einerseits her-
auszufinden, ob eine Unterscheidung nach aktiven oder passiven Verbrauchern 
noch zeitgemäß ist bzw. ob es weiterer Beschränkungen des situativen Anwen-
dungsbereichs durch ein Kausalitätserfordernis oder ähnlicher Konstruktionen 
bedarf. Im Anschluss soll geklärt werden, wie sich die neuen Anforderungen 
der Geoblocking-VO zu den gefundenen Ergebnissen verhalten. Dabei kon-
zentriert sich die Untersuchung für das Europarecht auf allgemeine Verbrau-
cherverträge im grenzüberschreitenden Kontext, d.h. solche, für die es keine 
besonderen Regeln gibt, wie etwa Beförderungs-, Transport- oder Versiche-
rungsverträge. Ebenfalls nicht behandelt werden sollen Delikte oder andere au-
ßervertragliche Sachverhalte. 

Zur Klärung der Auslegungsproblematik des situativen Anwendungsbe-
reichs in Art. 17 Abs. 1 lit. c) Brüssel Ia-VO und Art. 6 Abs. 1 Rom I-VO be-
dient sich die Untersuchung eines Rechtsvergleichs nach der funktionalen Me-
thode29 mit dem Internationalen Privat- und Zivilprozessrecht der USA. 

Der Vergleich mit dem US-Recht bietet sich aus mehreren Gründen an. So 
handelt es sich bei der EU und den USA gemessen am BIP um die weltweit 
größten Binnenmärkte.30 Dabei sind die USA Wettbewerber und mit ihrem gro-
ßen Binnenmarkt direkter Konkurrent der EU.31 Beide Binnenmärkte ähneln 
sich in ihrer Zusammensetzung. Die einzelnen Bundesstaaten der USA besit-
zen wie die Mitgliedstaaten der EU jeweils ihr eigenes Vertrags- und Verbrau-
cherschutzrecht.32 Das heißt, innerhalb des US-Binnenmarktes muss genau wie 
in der EU bei grenzüberschreitenden Geschäften entschieden werden, welches 
Recht anwendbar ist und welche Gerichte zuständig sind.33 Gleichzeitig schlie-
ßen Verbraucher auch in den USA grenzüberschreitende Verträge mit Unter-
nehmern ab, sodass sich dort ebenfalls die Frage nach der Schutzwürdigkeit 
dieser Verbraucher bei der Bestimmung des anwendbaren Rechts und der zu-

 
29 Siehe zur Methodik näher unten Kapitel I, B. 
30 Dabei lag im Jahr 2018 das BIP der EU bei EUR 15,87 Bio., das der USA bei USD 

20,49 Bio. Vgl. Eurostat: Europäische Union & Euro-Zone: Bruttoinlandsprodukt (BIP) in 
jeweiligen Preisen von 2009 bis 2019 (in Billionen Euro), <https://de.statista.com/statistik/ 
daten/studie/222901/umfrage/bruttoinlandsprodukt-bip-in-der-europaeischen-union-eu/> 
(abgerufen am 20.02.2020); IMF: Größte Volkswirtschaften: Länder mit dem größten BIP 
im Jahr 2018 (in Milliarden US-Dollar), <https://de.statista.com/statistik/daten/studie/15784 
1/umfrage/ranking-der-20-laender-mit-dem-groessten-bruttoinlandsprodukt/> (abgerufen 
am 20.02.2020). 

31 Vgl. Strategie Europa 2020, KOM(2010) 2020 endgültig, S. 24. 
32 Vgl. etwa die Beschreibung in World-Wide Volkswagen Corp. v. Woodson, 444 U.S. 

286, 293 (1980). 
33 Vgl. Symeonides, American PIL, 20. Siehe dazu näher unten Kapitel I, D.IV. 
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ständigen Gerichte stellen dürfte. Mithin bieten sich in beiden Wirtschafträu-
men eine vergleichbare Ausgangslage und die gleichen Problemstellungen. Im 
Rahmen der funktionalen Methode der Rechtsvergleichung kann damit gefragt 
werden, ob es im US-Recht Konstruktionen gibt, die die Funktion des situati-
ven Anwendungsbereichs im Rahmen der Verbraucherschutzvorschriften in 
der Brüssel Ia-VO und Rom I-VO innehaben, die also über die Schutzwürdig-
keit im Zuständigkeits- und Kollisionsrecht34 durch eine Abwägung der Inte-
ressen von Verbrauchern und Unternehmern entscheiden. Der Rechtsvergleich 
soll sich dabei nur auf das Internationale Zuständigkeits- und Privatrecht der 
USA erstrecken, nicht jedoch auf die Praxis des Geoblocking. Eine gesetzge-
berische Anordnung, die bundesweites Geoblocking untersagt, ist in den USA 
nicht ersichtlich. Für das europäische Problem, dass ein Geoblockingverbot 
sich auf das Internationale Privat- und Zuständigkeitsrecht auswirkt, verspricht 
das US-Recht deswegen wenig ertragreich zu sein. 

Insgesamt ist der Blick über den Atlantik nicht neu, sondern wurde und wird 
von Kollisionsrechtlern mit einiger Regelmäßigkeit bemüht. Bei der Erarbei-
tung des Restatement of the Law Third, Conflicts of Law35 gab etwa das Ame-
rican Law Institute jüngst an, dass das neue Restatement von den Erfahrungen 
aus den Rom I- und Rom II-Verordnungen36 profitieren könne.37 Zugleich fin-
den sich bei US-amerikanischen Kollisionsrechtlern Verweise auf das EU-
Recht.38 

Auf europäischer Seite meint Kischel, dass Europa fast schon reflexhaft den 
Blick immer auch auf die Rechtsordnung der USA werfe.39 Und in der Tat 
wanderten die Blicke europäischer Kollisionsrechtler und Rechtsvergleicher 
schon vor Abschluss des EVÜ40 ins amerikanische Recht und fragten, was Eu-
ropa denn davon lernen könne.41 

 
34 Die Begriffe „Internationales Privatrecht“ und „Kollisionsrecht“ werden in den nach-

folgenden Ausführungen synomym gebraucht. Vgl. dazu von Bar/Mankowski, Internationa-
les Privatrecht, Bd. 1, 10 ff. (mit einer interessanten Darstellung der Grundlagen dieser Be-
grifflichkeiten auch im US-Recht, zurückreichend bis zu Joseph Story); Kropholler, Inter-
nationales Privatrecht, 2; Rühl, Statut und Effizienz, 15 f. 

35 Siehe zu den Restatements of Conflicts of Law unten Kapitel I, D.IV.2. 
36 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 
(Rom II), ABl. EU 2007 L 199/40. 

37 The ALI Adviser: Conflict of Laws, <http://www.thealiadviser.org/conflict-of-laws/> 
(abgerufen am 20.02.2020). 

38 Siehe z.B. Borchers, 82 Tul. L. Rev. 1645 (2008). 
39 Kischel, 61. 
40 Übereinkommen von Rom über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendede 

Recht von 1980 (konsolidierte Fassung), ABl. EG 1998 C 27/34. 
41 Zweigert, RabelsZ 37 (1973) 435 untersuchte verschiedene Theorien der conflicts re-

volution (siehe dazu unten Kapitel I, D.IV.2.) auf ihre Ergiebigkeit für das europäische 
Recht. Siehe weiterhin z.B. auch Rehbinder, JZ 1973, 151. 
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In neuerer Zeit wurde der Frage nachgegangen, inwieweit sich das Verständ-
nis des Konzepts der Parteiautonomie in den USA und in der EU wieder aufei-
nanderzubewegt haben.42 Auch in Verbindung mit dem situativen Anwen-
dungsbereich wurde der Vergleich mit dem US-Recht gesucht.43 Wie noch zu 
zeigen sein wird,44 besteht zwischen dem situativen Anwendungsbereich und 
dem purposeful availment test im US-Zuständigkeitsrecht eine besonders 
große Nähe. Beide knüpfen an die Aktivitäten eines Beklagten im Forumstaat 
an (also auch eines Unternehmers im Verbraucherstaat) und fragen, ob diese 
ausreichend sind, um die Zuständigkeit der Gerichte dieses Staats auszulösen. 
Diese Nähe wurde in der europäischen Literatur schon mehrfach festgestellt.45 
Die Kommission erklärte die Erweiterung des situativen Anwendungsberei-
ches, der in Art. 13 Abs. 1 EuGVÜ46 noch forderte, dass die Vertragsabschluss-
handlung des Verbrauchers in dessen Heimatstaat stattfand, durch Art. 15 
Abs. 1 Brüssel I-VO a.F.47 im Jahre 2001 allerdings allein mit den Anforde-
rungen durch den Internethandel.48 Einen Vorschlag des Parlamentes, der sich 
näher am US-Recht orientiert hätte, lehnte die Kommission damals ab.49 Trotz-
dem ist die Nähe der beiden Konstrukte augenscheinlich und verspricht, für die 
Analyse eine gute Grundlage zu sein. 

B. Forschungsstand 
B. Forschungsstand 

Zum Thema der Verbraucherschutzvorschriften in Brüssel Ia-VO und Rom I-
VO hat sich eine nahezu unüberschaubare Masse an Schrifttum entwickelt. 

 
42 Rühl, in: Conflict of Laws in a Globalized World, 153. 
43 Vgl. z.B. Øren, 52 ICLQ 665, 683 ff. (2003); Buchner, EWS 2000, 147, 150 ff. 
44 Siehe unten Kapitel III, A.II.3. 
45 MüKo ZPO-Gottwald, Brüssel Ia-VO Art. 17 Rn. 9; von Hein, IPRax 2006, 16, 18; 

Mankowski, VuR 2006, 289, 289 f.; Wernicke/Hoppe, MMR 2002, 643, 646 f.; Øren, 
52 ICLQ 665, 683 ff. (2003); Buchner, EWS 2000, 147, 150 f. 

46 Übereinkommen von Brüssel von 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (Konsolidierte 
Fassung), ABl. EG 1972 L 299/32. 

47 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen, ABl. EG 2001 L 12/1. Nachfolgend als „Brüssel Ia-VO a.F.“ bezeichnet. 

48 Erläuterung zu Art. 15, Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über die ge-
richtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zi-
vil- und Handelssachen, KOM(1999) 348 endgültig, S. 17 f. 

49 Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die gerichtliche Zuständig-
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen, KOM(2000) 689 endgültig. Dazu Øren, 52 ICLQ 665, 680 ff. (2003); von Hein, 
IPRax 2006, 16, 18. 
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Entsprechend sind im Laufe der Jahre eine ganze Reihe an Monografien zum 
Thema erschienen.  

Der wohl umfassendste Vergleich der Verbraucherschutzvorschriften des 
europäischen Internationalen Zuständigkeits- und Privatrechts mit dem US-
Recht findet sich bei Ganssauge.50 Jedoch ist diese Untersuchung aus dem Jahr 
2004 und bezieht schon deswegen die Rom I-VO und auch die Geoblocking-
VO nicht mit ein. Naturgemäß werden deswegen auch die Entscheidungen des 
EuGH in Pammer/Alpenhof,51 Mühlleitner,52 Emrek53 und Hobohm54 nicht be-
sprochen, die dem situativen Anwendungsbereich seine heutige Gestalt gege-
ben und zu verschiedenen Kontroversen geführt haben.55 Ganssauge kon-
zentriert sich in seiner Schrift auf einen allgemeinen Vergleich der Vorschrif-
ten des Internationalen Zuständigkeits- und Privatrechts im US- und EU-Recht 
und ihre Anwendbarkeit bzw. die möglichen Probleme bei Geschäften, die über 
das Internet abgeschlossen werden. Allerdings enthält die Arbeit keine umfas-
sende Analyse des US-Fallrechts, der long-arm statutes56 oder der localizing 
rules.57 

In ähnlicher Weise vergleicht Wilcke das Internationale Privat- und Zustän-
digkeitsrecht der Brüssel I-VO a.F.58 und der Rom I-VO mit den entsprechen-
den Vorschriften des australischen Rechts.59 Auch er konzentriert sich dabei 
auf den Onlinehandel und untersucht vor allem die Ausrichtungsmerkmale und 
die Unterscheidung nach aktiven und passiven Webseiten, die auch Gegen-
stand der Pammer/Alpenhof-Entscheidung waren. Fligge vergleicht sehr um-
fangreich das Verbraucherschutzrecht Deutschlands und der USA im Online-
handel.60 Sie beschränkt sich darin allerdings auf den Verbraucherschutz im 
materiellen Recht und geht nicht auf das Internationale Zuständigkeits- und 
Privatrecht ein. 

 
50 Ganssauge, Internationale Zuständigkeit und anwendbares Recht bei Verbraucherver-

trägen im Internet: Eine rechtsvergleichende Betrachtung des deutschen und des US-ameri-
kanischen Rechts, Tübingen 2004. 

51 EuGH 07.12.2010, Verb. Rs. C-585/08 und C-144/09, Slg. 2010, I-12570, Pammer / 
Alpenhof. 

52 EuGH 06.09.2012, Rs. C-190/11, ECLI:EU:C:2012:2542, Mühlleitner. 
53 EuGH 17.10.2013, Rs. C-218/12, ECLI:EU:C:2013:2666, Emrek. 
54 EuGH 23.12.2015, Rs. C-297/14, ECLI:EU:C:2015:2844, Hobohm. 
55 Siehe dazu näher unten Kapitel II, A.V. 
56 Siehe dazu unten Kapitel III, A. 
57 Siehe dazu unten Kapitel I, D.IV.2.c), Kapitel III, B.III.4. und Kapitel IV, A.II. und 

B.II. 
58 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche 

Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen, ABl. EG 2001 L 12/1. 

59 Wilcke, Internationaler Online-Handel und Verbraucherschutz, Baden-Baden 2011. 
60 Fligge, Verbraucherschutz beim Internetkaufvertrag. Ein Vergleich der Rechtslage in 

den USA und in Deutschland, Frankfurt a.M. 2009. 
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Im Übrigen beschäftigen sich verschiedene Arbeiten mit den Problemen der 
Verbraucherschutzvorschriften in Brüssel Ia-VO und Rom I-VO ohne rechts-
vergleichenden Blick über die Grenzen der EU hinaus. Umfassend die Son-
deranknüpfung für Verbraucherfälle im Internationalen Privatrecht besprochen 
und untersucht hat Kluth.61 Er konzentriert sich in seiner Arbeit auf die Frage, 
inwiefern Art. 6 Rom I-VO sich konzeptionell von Art. 5 EVÜ und der Umset-
zung im deutschen Recht durch Art. 29 EGBGB unterscheidet und bestehende 
Schutzlücken geschlossen hat. In ähnlicher Weise analysiert Loacker den An-
wendungsbereich des Art. 5 EVÜ.62 Auf einer vorgelagerten Stufe setzt sich 
Sachse damit auseinander, wann es sich bei einem Vertrag im Internationalen 
Zuständigkeits- und Zivilprozessrecht um einen Verbrauchervertrag handelt.63 

Dabei war die Problematik des Onlinehandels und der Werbung im Internet 
Anlass für verschiedene Veröffentlichungen. Schrammen erforscht, wie sich 
Vertragsschluss und Erfüllung eines Vertrages im Internet auf die Regeln des 
Internationalen Zuständigkeits- und Privatrechts auswirken.64 Sie beschränkt 
sich dabei nicht auf Verbraucherverträge, sondern behandelt ausführlich die 
Zuständigkeits- und Kollisionsnormen sowohl nach den europäischen Verord-
nungen als auch nach deutschem Recht und nach dem Recht, das sich aus in-
ternationalen Abkommen ergibt. Pichler beschäftigt sich mit den Grundlagen 
der Internationalen Zuständigkeit im Internet und geht danach auf die einzel-
nen einschlägigen Zuständigkeitsvorschriften der Brüssel I-VO a.F. ein.65 

Die beiden jüngsten Arbeiten zum Thema stammen von Collet66 und Pe-
schel.67 Beide befassen sich mit dem Verbrauchergerichtsstand und lassen die 
Sonderregeln für Verbraucher in der Rom I-VO außen vor. Trotzdem gehen 
beide ausführlich auf die neuere EuGH-Rechtsprechung ein. Der Fokus von 
Collet liegt dabei auf der Frage, wann eine Webseite auf einen bestimmten 
Mitgliedstaat ausgerichtet ist. Sie entwirft in ihrer Arbeit ein Modell für die 
Interpretation des situativen Anwendungsbereiches, das sich vor allem auf das 

 
61 Kluth, Die Grenzen des kollisionsrechtlichen Verbraucherschutze: Eine vergleichende 

Untersuchung der Regelungen der Art. 29, 29 a EGBGB und des Art. 6 der Rom I-Verord-
nung, Jena 2009. 

62 Loacker, Der Verbrauchervertrag im internationalen Privatrecht: Zum Anwendungsbe-
reich von Artikel 5 des Europäischen Schuldvertragsübereinkommens aus österreichischer 
und deutscher Sicht, München 2006. 

63 Sachse, Der Verbrauchervertrag im Internationalen Privat- und Prozeßrecht, Tübingen 
2006. 

64 Schrammen, Grenzüberschreitende Verträge im Internet: Internationale Zuständigkeit 
und anwendbares Recht, Göttingen 2005. 

65 Pichler, Internationale Zuständigkeit im Zeitalter globaler Vernetzung, München 2008. 
66 Collet, Der Europäische Verbrauchergerichtsstand: Spielball im Netz des World Wide 

Web, Saarbrücken 2015. 
67 Peschel, Der Europäische Verbrauchergerichtsstand: Über das Ausrichten einer Tätig-

keit auf einen Mitgliedstaat, Hamburg 2018. 
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